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Schängel-Serie: Erinnerung an NS-Opfer

Auf den Hass folgt der Terror – nach „Halle“ was nun?
-von Joachim Hennig-

Nun ist der antisemitische
Terror zurück. Das ist
schrecklich, aber es war
zu befürchten. Nie war der
Antisemitismus in
Deutschland ganz ver-
schwunden und die anti-
semitische Gewalt auch
nicht. In den Zeitungen
konnte man in den letzten
Tagen die Chronik der
Schande lesen. Es begann
am 13. Februar 1970 mit
dem Brandanschlag auf
ein jüdisches Altenheim in
München. Sieben Men-
schen starben, die Täter
sind bis heute nicht ermit-
telt. Der bislang letzte An-
schlag war am 27. August
2018 ein Angriff auf ein jü-
disches Restaurant in
Chemnitz. Bei Steinwürfen
skandierten die Täter: „Hau
ab aus Deutschland, du
Judensau.“ Das Ermitt-
lungserfahren ist inzwi-
schen eingestellt.

Keine Ideologie,
es ist ein Verbrechen
Die Verbrechen haben –
soweit sie aufgeklärt wer-
den konnten – fast alle ei-
nen rechtsradikalen Hin-
tergrund. Weitere Ver-
brechen der Rechtsradi-
kalen kamen dazu. Ins-
gesamt 196 Opfer rech-
ter Gewalt hat die Ama-
deu-Antonio-Stiftung seit
1990 gezählt. „Vorläufi-
ger Höhepunkt“ waren die
Morde der NSU und der
Mord an dem Regie-
rungspräsidenten von Kas-
sel, Walther Lübcke, in

der Nacht vom 1. auf den
2. Juni 2019.
Vorbereitet und begleitet
waren diese Taten von Wor-
ten, von Hass und Het-
ze, von Verschwörungs-
theorien und anderen, wir-
ren Erklärungen der kom-
plizierter gewordenen Welt.
Es hat sich leider be-
wahrheitet, was früher auf
antifaschistischen De-
monstrationen zu lesen und
zu hören war: Der Na-
tionalsozialismus ist kei-
ne Ideologie, er ist ein Ver-
brechen!
Jahrzehnte lang wurde im-
mer wieder ein Schluss-
strich gefordert. Wie quä-
lend lange dauerte es, bis
etwa die Verjährungs-
vorschriften für die Ver-
brechen der Nazis erst ver-
längert und schließlich für
Mord endgültig aufge-
hoben wurden, das war
erst 1979(!). Zu den dann
nur noch möglichen Mord-
prozessen kam es vor al-
lem erst, als kaum noch
ein Täter lebte oder an-
geklagt werden konnte. Und
selbst das war vielen un-
serer Mitbürger noch zu
viel.

Hass und Gewalt
Einhalt gebieten
Jetzt hört und liest man
von Betroffenheit und Be-
stürzung. Der Terror des so-
genannten Einzeltäters fand
in Halle statt, in Sach-
sen-Anhalt. Aber seine
Schockwellen gehen durch
die Republik. Sie errei-
chen auch Rheinland-Pfalz
und Koblenz. Der rhein-

land-pfälzische Antisemi-
tismusbeauftragte Dieter
Burgard sieht eine „Es-
kalation des Judenhas-
ses“ und fordert härtere
Strafen für Hetzer und ri-
goroseres Löschen ras-
sistischer Einträge in den
sozialen Netzwerken. Der
Vorsitzende der Jüdi-
schen Kultusgemeinde
Koblenz und des Lan-
desverbandes der jüdi-
schen Gemeinden in
Rheinland-Pfalz Avadislav
Avadiev sieht mit „gro-
ßer Besorgnis“ einen
„wachsenden Antisemitis-
mus“ und sagt: „Jüdi-
sche Objekte müssen lei-
der geschützt werden.“ Un-
ter dem Motto „Shalom
Koblenz – Sicherheit für al-
le!“ fand am Sonntag in
Koblenz eine Demonst-
ration von „Pulse of Eu-
rope“ und dem DGB Kob-
lenz statt.
Das sind alles Rituale, so et-
was kennt man von frü-
her. Das ist gut und wich-
tig, das muss sein. Man
darf „die Straße“ und die
Medien nicht den Rechts-
radikalen und den „geis-
tigen Brandstiftern“ über-
lassen. Die weitere Fra-
ge ist nur: Was nun? Was
muss passieren, damit sich
Hass, Gewalt und Terror
nicht weiter ausbreiten?

Wenn überhaupt, hilft
der Blick zurück
Wie sagte schon am 8.
Mai 1985 der damalige
Bundespräsident Richard
von Weizsäcker: „Wer aber
vor der Vergangenheit die

Augen verschließt, wird
blind für die Gegenwart.
Wer sich der Unmensch-
lichkeit nicht erinnern will,
der wird wieder anfällig
für neue Ansteckungs-
gefahren.“
Wenn überhaupt, dann hilft
der Blick zurück. Und da-
bei geht es nicht nur um
die Vergangenheit, die Mil-
lionen und Abermillionen
Opfer des Nationalsozi-
alismus. Es geht – auch
– um uns und um un-
sere Gegenwart und Zu-
kunft. Wie wollen und müs-
sen wir heute und künf-
tig miteinander leben? Darf
sich Hass und Gewalt in un-
serer Gesellschaft fest-
setzen? Dürfen „geistige
Brandstifter“ unsere Ge-
sellschaft spalten, unser
politisches Leben, wie wir
es in 70 Jahren ken-
nen und wie selbstver-
ständlich schätzen ge-
lernt haben, zerstören?
Müssen Menschen fürch-
ten, in Gottesdienste zu ge-
hen? Wo sind wir schon
hingekommen und wo soll
das alles noch hinfüh-
ren?

Jeder ist gefragt,
etwas zu tun
Es hat lange gedauert,
bis die Politik und die Po-
litiker reagiert haben. Im-
merhin wird jetzt die Ab-
teilung Rechtsextremis-
mus im Bundeskriminal-
amt und das Bundes-
amt für Verfassungs-
schutz massiv aufge-
stockt. Jahrzehntelang war
man dort, aber nicht nur

dort, lasch mit dem Rechts-
extremismus, mit Antise-
mitismus und Rassismus
umgegangen. Noch vor ei-
nem Jahr war für die-
ses Versagen der Prä-
sident des Bundesamtes
für Verfassungsschutz
Hans-Georg Maaßen mit
verantwortlich. Nachdem er
braune Umtriebe in Chem-
nitz verharmloste und sei-
ne vertraulichen Gesprä-
che mit hochrangigen AfD-
Funktionären bekannt wur-
den, sollte er im Koali-
tionskompromiss gar
Staatssekretär werden.
Stattdessen machte er nach
seiner Versetzung in den
einstweiligen Ruhestand in
Sachsen massiv Wahl-
kampf mit den konser-
vativ-rechten Parolen der
„WerteUnion“ der CDU und
gegen die Bundeskanz-
lerin.
Jetzt auf einmal heißt es
von Bundesinnenminister
Horst Seehofer, der im-
mer wieder die Hand über
Maaßen gehalten hatte: „Nie
wieder!“ – Das ist in Ord-
nung, aber was nie wie-
der? Andere, oft Ge-
schmähte, haben das schon
früher deutlich gesagt: „Nie
wieder Faschismus! Nie
wieder Krieg!“ Warum hört
man, wenn man schon zi-
tiert, mittendrin im Zitat
auf?
Was ist zu tun? Vieles
und das von vielen! Na-
türlich müssen „die Po-
litik“ und „der Staat“ die Si-
cherheit der jüdischer Ein-
richtungen Menschen we-
sentlich erhöhen. Natür-

lich müssen auch der Hass
und die Gewalt so gut
es geht aus den sozi-
alen Medien verschwin-
den. Und natürlich muss
das alles so schnell wie
möglich geschehen - noch
bevor es zu weiteren Ver-
brechen der Rechtsradi-
kalen kommen kann.

Weggucken geht
heute nicht mehr
Aber es muss mehr, viel
mehr geschehen. In den
Schulen muss es los-
gehen. Im Unterricht und
auf den Schulhöfen muss
Stellung bezogen, die po-
litische Bildung muss deut-
lich verstärkt werden. Die
Schulen können aber nicht
alle Defizite ausgleichen,
während andere versagt
haben. Die wichtigste So-
zialisation findet immer
noch – und das ist gut
so – in der Familie statt.
Die Eltern sind das Vor-
bild für ihre Kinder. Da-
mit sind wir alle, die El-
tern, aber auch die Groß-
eltern gefordert. Sie, Ihr
Nachbar, der Autor die-
ser Zeilen, wir alle sind ge-
fordert. Weggucken geht
heute nicht mehr. Wer weg-
guckt, verliert seine Un-
schuld und gibt dies an
die Kinder und Kindes-
kinder weiter. Alle Welt re-
det heute von der Kli-
makatastrophe und von
dem, was wir den nach-
folgenden Generationen
hinterlassen. Richtig, aber
genauso richtig und wich-
tig ist es, von Men-
schenrechten, Toleranz,

Demokratie, Frieden und
Freiheit zu reden – da-
mit wir unseren Kindern
und Kindeskindern eine ge-
sellschaftliche Zukunft hin-
terlassen.

Mensch, Verein, Uni,
Stadt – alle müssen
mehr tun
Dazu müssen wir alle uns
Mühe geben. Aber das al-
lein reicht nicht. Das kön-
nen wir nicht allein. Wir
brauchen Hilfe und An-
regungen. Wir brauchen In-
formationen, wir brau-
chen verstärkt politische
Bildung, Aufklärung zur Ge-
schichte über das Ju-
dentum, über den Anti-
semitismus, den Rassis-
mus und über Frem-
denfeindlichkeit, über De-
mokratie und Menschen-
rechte. Und das nicht ir-
gendwo, sondern ganz
konkret hier bei uns, mit un-
serer Geschichte vor Ort,
mit den Menschen von ne-
benan, unseren Nach-
barn, damals und heute.
Das leisten seit vielen Jah-
ren die eine oder an-
dere Einzelperson, der ei-
ne oder andere Verein.
So hat allein der För-
derverein Mahnmal Kob-
lenz im Rahmen seines gro-
ßen Themas „Verfolgung
und Widerstand in Kob-
lenz 1933-1945“ 33 Bio-
grafien von ehemaligen jü-
dischen Bürgern aus Kob-
lenz und Umgebung er-
arbeitet. Die Ausstellung
dazu liegt seit drei Jah-
ren brach im Mutter-Beet-
hoven-Hauses in Ehren-

breitstein.
Diese notwendige Auf-
klärungsarbeit müssen an-
dere fördern, unterstüt-
zen und mitgestalten. Kob-
lenz ist – so liest man
auf den Ortseingangs-
schildern – Universitäts-
stadt. Einen nennenswer-
ten Beitrag der Hoch-
schulen zu dieser The-
matik vermisst man bis-
her. Und bei der einzi-
gen regionalen Tages-
zeitung sieht es nicht viel
besser aus. Und die Stadt
selbst? Welchen Beitrag
hat die Stadt zur Ge-
schichte der Juden in Kob-
lenz und Umgebung ge-
leistet?
In der 1992 zum Stadt-
jubiläum herausgegebe-
nen voluminösen, zwei-
bändigen „Geschichte der
Stadt Koblenz“ finden sich
gerade einmal 17 Sei-
ten über „Die jüdische Ge-
meinde“ und 3,5 Seiten
über die Verfolgung in der
NS-Zeit. Und nicht ein-
mal das dürfte allge-
mein bekannt sein. Da passt
es beispielsweise auch ins
Bild, dass in Koblenz bis-
her keine einzige Straße
dezidiert nach einem jü-
dischen Koblenzer Bür-
ger benannt ist. Statt-
dessen tragen auch heu-
te noch mindestens vier
Straßen in Koblenz den Na-
men von NS-Tätern. Ei-
ner von ihnen ist sogar Eh-
renbürger von Koblenz. Das
scheint offenbar nieman-
den in Koblenz zu stö-
ren, jedenfalls keinen „Of-
fiziellen“.


